1. Förderung der Neugründung





1.1 Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabgaben





1.1.1 Bogengebühr für Gesellschaftsverträge


Sind Gesellschaftsverträge gemäß § 1 Z 1 NEUFÖG gebührenbefreit (Bogengebühr für Urkunden über Rechtsgeschäfte)?


Die Bogengebühr für Gesellschaftsverträge (§ 14 TP 11 Gebührengesetz) fällt unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG, wenn der Gesellschaftsvertrag unmittelbar durch eine Neugründung im Sinne des NEUFÖG veranlasst ist. Dies gilt auch für die zweite und jede weitere unmittelbar im Zusammenhang mit der Neugründung erstellte Ausfertigung.





1.1.2 Stempelgebühren für Vollmachten


Können die Gebühren für Vollmachten ebenfalls unter § 1 Z 1 NEUFÖG subsumiert werden?





Vollmachten die sich ausschließlich auf den Gründungsvorgang beziehen, fallen unter § 1 Z 1 NEUFÖG (z.B. die Bevollmächtigung für Handlungen, die zur Eintragung in das Firmenbuch notwendig sind). Allgemeine Vertretungsvollmachten sind hingegen nicht von der Befreiung umfasst, auch wenn sie in zeitlichem Zusammenhang zu einer Neugründung stehen.





1.1.3 Gleichstellungsansuchen und Nachsichtsansuchen


Fallen Gleichstellungsansuchen und Nachsichtsansuchen von Gewerbeausschließungsgründen unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG?


Gleichstellungsansuchen und Nachsichtsansuchen von Gewerbeausschließungsgründen fallen unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG, wenn sie unmittelbar durch eine Neugründung veranlasst sind (Ansuchen im Hinblick auf die geplante Betriebseröffnung).





1.1.4 Nachsichten von Berufszulassungserfordernissen


Fallen Nachsichten von Zulassungsvoraussetzungen für eine Prüfung (z.B. Gastgewerbebefähigungsprüfung) unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG?


Schriften und Amtshandlungen im Zusammenhang mit allgemeinen persönlichen Qualifikationserfordernissen (z.B. Meisterprüfungszeugnis) dienen dem Gründungsvorgang nur mittelbar und fallen nicht unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG. Für Schriften und Amtshandlungen im Vorfeld der Qualifikationserfordernisse (z.B. Nachsicht von Zulassungsvoraussetzungen für eine Prüfung) ist daher eine unmittelbare Veranlassung durch die Neugründung noch viel weniger gegeben.


Davon zu unterscheiden sind Nachsichten von den Berufszulassungserfordernissen selbst (z.B. von Befähigungsnachweisen). Da derartige Nachsichten nicht als allgemeine persönliche Qualifikationserfordernisse anzusehen sind, sind sie von Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabgaben befreit, wenn sie aus Anlass der Neugründung eines Betriebes begehrt werden.





1.1.5 Anzeige einer weiteren Betriebsstätte


Fällt die Anzeige einer weiteren Betriebsstätte ebenfalls unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG?


Die Anzeige einer weiteren Betriebsstätte fällt nur dann unter die Befreiung gemäß § 1 Z 1 NEUFÖG, wenn die weitere Betriebsstätte im unmittelbaren Zusammenhang mit der Neugründung des Betriebes steht, das heißt bei gleichzeitiger Eröffnung des Hauptbetriebes und der jeweiligen Betriebsstätte(n). Die spätere Eröffnung zusätzlicher Betriebsstätten im Zuge der Ausweitung des Betriebes ist hingegen nicht unmittelbar durch die Neugründung veranlasst, sodass die entsprechenden Anzeigen nicht unter das NEUFÖG fallen.





1.1.6 Stempelgebühren für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte


Sind die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte und die Rechtsanwaltslegitimation gemäß § 1 Z 1 NEUFÖG von den Stempelgebühren befreit?





Die Stempelgebühren für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte sowie für die Rechtsanwaltslegitimation fallen dann unter die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG, wenn gleichzeitig mit der Eintragung eine "Betriebsneugründung" als selbständiger Rechtsanwalt erfolgt und die übrigen Voraussetzungen des NEUFÖG (inkl. Vorlage des amtlichen Vordrucks über die Erklärung der Neugründung) vorliegen.





Das gilt auch für vergleichbare Gebühren bei anderen Freiberuflern (z.B. Antrag auf Bestellung als selbständiger Steuerberater und Bestellungsurkunde bzw. Anerkennungsurkunde, Antrag um Verleihung der Ziviltechnikerbefugnis und Verleihungsbescheid, Berechtigung zur freiberuflichen Berufsausübung für Gesundheitsberufe).





1.2 Grunderwerbsteuer


Zu § 1 Z 2 NEUFÖG sind an das BMF keine Zweifelsfragen herangetragen worden.





1.3 Gerichtsgebühren für die Eintragungen in das Firmenbuch





1.3.1 Gerichtsgebühren für Musterzeichnung und Firmenbuchauszug


Sind die Musterzeichnung und der Firmenbuchauszug aus Anlass einer Gesellschaftsgründung gemäß § 1 Z 3 NEUFÖG von den Gerichtsgebühren befreit?





Zur Förderung der Neugründung von Betrieben werden gemäß § 1 Z 3 NEUFÖG Gerichtsgebühren für die Eintragungen in das Firmenbuch (Tarifpost 10 Z I Gerichtsgebührengesetz (GGG), BGBl. Nr. 501/1984) unmittelbar im Zusammenhang mit der Neugründung eines Betriebes nicht erhoben. Für die Musterzeichnung kommt - bei Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen des NEUFÖG - die Befreiung des § 1 Z 3 NEUFÖG zur Anwendung, weil es sich dabei um die Gebühr für eine Eintragung in das Firmenbuch (Tarifpost 10 Z I lit. c Gerichtsgebührengesetz) handelt. Die Gerichtsgebühr für den Firmenbuchauszug dagegen stellt keine Gebühr für eine Eintragung in das Firmenbuch dar (fällt also nicht unter Tarifpost 10 Z I Gerichtsgebührengesetz) und ist daher nicht gemäß § 1 Z 3 NEUFÖG befreit.





1.4 Gerichtsgebühren für die Eintragungen in das Grundbuch zum Erwerb des Eigentums


Zu § 1 Z 4 NEUFÖG sind an das BMF keine Zweifelsfragen herangetragen worden.





1.5 Gesellschaftsteuer für den Erwerb von Gesellschaftsrechten


Zu § 1 Z 5 NEUFÖG sind an das BMF keine Zweifelsfragen herangetragen worden.





1.6 Börsenumsatzsteuer


Zu § 1 Z 6 NEUFÖG sind an das BMF keine Zweifelsfragen herangetragen worden.





1.7 Lohnabgaben vor der Geschäftseröffnung


Kommt die Befreiung gemäß § 1 Z 7 NEUFÖG auch für vor der Geschäftseröffnung anfallende Lohnabgaben zum Tragen (z.B. für Mitarbeiter, die bei den internen Vorbereitungshandlungen helfen)?





Bestimmte Lohnabgaben werden gemäß § 1 Z 7 NEUFÖG im Kalendermonat der Neugründung und in den darauf folgenden elf Kalendermonaten nicht erhoben. Wurden bereits vor dem Monat der Neugründung Arbeitnehmer beschäftigt, sind die Lohnabgaben für die während dieser Vorbereitungsphase anfallenden Arbeitslöhne zu entrichten. Der Zeitraum von zwölf Monaten für die Befreiungen von den Lohnabgaben beginnt also immer im Kalendermonat der Neugründung.








2. Begriff der Neugründung





2.1 Betriebliche Struktur





2.1.1 Liegt eine Neugründung auch dann vor, wenn zwar betriebliche Einkünfte erzielt werden, aber auf Grund der Art der Tätigkeit keine betriebliche Struktur im engeren Sinne erforderlich ist (z.B. selbständiges Telefonmarketing, das von zu Hause ausgeübt wird und nur ein Telefon erfordert)?





Ein Betrieb wird neu eröffnet, wenn die für den konkreten Betrieb wesentlichen Grundlagen neu geschaffen werden, und zwar unabhängig vom Umfang dieser Grundlagen (zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen vgl. u.a. die Judikatur und Literatur zu § 24 Einkommensteuergesetz 1988 (EStG 1988), BGBl. Nr. 400/1988, z.B. in Quantschnigg/Schuch, Einkommensteuer-Handbuch EStG 1988, Tz 21ff zu § 24 sowie Doralt, Einkommensteuer-Gesetz, Tz 12ff zu § 24). Wenn daher wie im o.a. Beispiel lediglich das Telefon die wesentliche Betriebsgrundlage darstellt, dann wird durch Schaffung einer bisher nicht vorhandenen betrieblichen Struktur ein Betrieb neu eröffnet.





2.1.2 Wesentliche Betriebsgrundlagen


In welchem Umfang dürfen von Einzelhandelsbetrieben z.B. Warenlager oder Geschäftslokalitäten übernommen werden, um noch von einer Neugründung zu sprechen?





Ein Betrieb wird neu gegründet, wenn die für den konkreten Betrieb wesentlichen Betriebsgrundlagen neu geschaffen werden. Bei Einzelhandelsbetrieben zählen zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen die Geschäftsräume, das Inventar und das Warenlager. Werden nur Teile davon übernommen, dann sind diese Umstände bezogen auf den konkreten Betrieb zu bewerten und allfällige weitere Indizien in die Beurteilung miteinzubeziehen. 


Beispiel:�Übernahme von früher ebenfalls als Verkaufslokal (Boutique) verwendeten Geschäftsräumen und Neueröffnung einer Boutique:�Werden nur die Geschäftsräume übernommen, Inventar und Warenlager hingegen neu dazugekauft, liegt ein neu gegründeter Betrieb vor.�Werden neben den Geschäftsräumen auch Teile des Inventars übernommen, nicht hingegen das Warenlager, ist für die Beurteilung allenfalls die Frage nach der Übernahme von Arbeitnehmern mitentscheidend. Erfolgt also in diesem Fall auch die Übernahme der Arbeitnehmer, liegt keine Neugründung vor.





2.1.3 Gründung eines weiteren Betriebes


Zu einem bestehenden Schlossereibetrieb wird neu eine Tischlerei eröffnet. Für die Tischlerei wird ein eigener Raum mit entsprechender maschineller Ausstattung eingerichtet und eigenes Personal aufgenommen. Liegt hinsichtlich der Tischlerei eine Neugründung im Sinne des NEUFÖG vor?





Unter einem Betrieb im Sinne des § 2 Z 1 NEUFÖG ist die Zusammenfassung menschlicher Arbeitskraft und sachlicher Betriebsmittel in einer organisatorischen Einheit zu verstehen. Ein Betrieb wird neu eröffnet, wenn die für den konkreten Betrieb wesentlichen Grundlagen neu geschaffen werden (§ 2 der Verordnung BGBl II Nr. 278/1999). Ein Betrieb stellt daher eine selbständige organisatorische Einheit dar. Mehrere Tätigkeiten sind dann als einheitlicher Betrieb anzusehen, wenn sie nach der Verkehrsauffassung organisatorisch, wirtschaftlich oder technisch als Einheit anzusehen sind. Für einen einheitlichen Betrieb sprechen folgende Umstände (vgl. u.a. die Judikatur und Literatur zu § 4 EStG 1988, z.B. in Quantschnigg/Schuch, Einkommensteuer-Handbuch EStG 1988, Tz 5 zu § 4 sowie Doralt, Einkommensteuer-Gesetz, Tz 24ff zu § 4):


wirtschaftliche Über- und Unterordnung (z.B. Herstellungs- und Handelsbetrieb, die miteinander verflochten sind) 


Hilfsfunktionen eines Betriebes gegenüber dem anderen, 


Verwendung gleicher Rohstoffe, gleicher Anlagen und desselben Personals. 


Beispiel:�Ein einheitlicher Betrieb liegt daher z.B. in folgenden Fällen vor:�Kfz-Handel - Kfz-Reparaturwerkstätte,�Tischlerei - Leichenbestattung,�Weinbau - Weinhandel,�Unternehmensberatung - ergänzende Werbeagentur.


Kein einheitlicher Betrieb ist z.B. in folgenden Fällen anzunehmen:�Kleidererzeugung - Lebensmittelhandel,�Bäckerei - Gastwirtschaft bei räumlicher Trennung, unterschiedlichem Personal und unterschiedlichen Betriebseinrichtungen,�Appartementvermietung und Frühstückspension in verschiedenen Orten und mit verschiedenem Personal.


Im Beispiel Tischlerei - Schlosserei ist im Hinblick darauf, dass weder wirtschaftliche Über- und Unterordnung vorliegt, noch gleiche Rohstoffe, gleiche Anlagen oder dasselbe Personal verwendet werden, davon auszugehen, dass die Eröffnung der Tischlerei bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen als Neugründung im Sinne des NEUFÖG anzusehen ist. Die Befreiungen des NEUFÖG kommen daher hinsichtlich der Tischlerei zum Tragen (z.B. Gebühren für Gewerbeschein, Lohnabgaben gemäß § 1 Z 7 NEUFÖG für Bedienstete der Tischlerei).





2.1.4 Einmietung in ein shopping center oder in einen Gewerbepark


Ist auch bei Einmietung eines Einzelhandelsbetriebes in ein shopping center oder eines Gewerbebetriebes in einen Gewerbepark davon auszugehen, dass durch Schaffung einer bisher nicht vorhandenen betrieblichen Struktur ein Betrieb neu eröffnet wird?


Unter einem Betrieb ist die Zusammenfassung menschlicher Arbeitskraft und sachlicher Betriebsmittel in einer organisatorischen Einheit zu verstehen. Durch die Einmietung in ein shopping center oder einen Gewerbepark wird lediglich ein Teil der sachlichen Betriebsmittel übernommen und nicht wie bei der Übertragung eines vorhandenen Betriebes eine komplette betriebliche Struktur. Daher wird auch bei Einmietung in ein shopping center oder einen Gewerbepark i.d.R. eine bisher nicht vorhandene betriebliche Struktur erst durch die Zusammenfassung mit anderen Betriebsmitteln bzw. Arbeitskräften neu geschaffen. Eine Neugründung ist dann - bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des NEUFÖG - gegeben.





2.2 Betriebsinhaber





2.2.1 Betriebsinhaber bei Vereinen oder Publikumsgesellschaften


Wer ist bei Vereinen die die Betriebsführung beherrschende Person (Betriebsinhaber)?


Da es bei Vereinen keine die Betriebsführung beherrschende Person im Sinne des § 2 Z 2 der Verordnung BGBl II Nr. 278/1999 gibt, der Verein also "sich selbst gehört", ist bei der Frage nach der vergleichbaren bisherigen Tätigkeit lediglich zu prüfen, ob sich derselbe Verein bereits früher in vergleichbarer Art betrieblich betätigt hat. Analog dazu ist auch z.B. bei einer Publikums-AG oder bei einer GesmbH mit Beteiligungen von nicht mehr als 25% je Gesellschafter die Gesellschaft selbst als Betriebsinhaber im Sinne des NEUFÖG anzusehen.





2.2.2 Vergleichbare Betriebe im Sinne der Systematik der Wirtschaftstätigkeiten (ÖNACE 1995)


Muss jeder Unternehmer, der eine Neugründung plant, eine offizielle Einstufung in eine Klasse der Systematik der Wirtschaftstätigkeiten (ÖNACE 1995) durch das Österreichische Statistische Zentralamt vornehmen lassen?


Die Einstufung in eine Klasse der Systematik der Wirtschaftstätigkeiten (ÖNACE 1995) ist anhand des Betriebsgegenstandes im Rahmen der Beratung (durch die Berufsvertretung oder die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft) bzw. der Erstellung der Erklärung der Neugründung durch den Betriebsinhaber vorzunehmen. Eine "offizielle Einstufung" durch das Österreichische Statistische Zentralamt (bzw. ab 1. Jänner 2000 durch die Bundesanstalt "Statistik Österreich") ist nicht vorgesehen.





2.3 Übernahme eines längere Zeit stillgelegten Betriebes


Stellt die entgeltliche oder unentgeltliche Übernahme eines bereits seit längerer Zeit stillgelegten Betriebes eine Neugründung dar?





Die Übernahme eines stillgelegten Betriebes stellt keine Neugründung dar, wenn die für den neuen Betrieb wesentlichen Grundlagen übernommen werden. Der Umstand, dass der übernommene Betrieb längere Zeit stillgelegt war, ist ohne Bedeutung, sofern die wesentlichen Grundlagen für den neuen Betrieb einsetzbar sind.


Beispiele:�Übernahme eines seit drei Jahren stillgelegten Hotelbetriebes und Neueröffnung nach geringfügigen Adaptierungsarbeiten (Ausmalen der Zimmer): Es liegt keine Neugründung im Sinne des NEUFÖG vor, weil die wesentlichen Grundlagen des übernommenen Betriebes für den neuen Betrieb einsetzbar sind.��Übernahme eines seit drei Jahren stillgelegten Restaurants und Umbau zu einem Haubenlokal (Austausch der kompletten Einrichtung, Umbau der Küche, Erweiterung um Terrasse): Es liegt eine Neugründung im Sinne des NEUFÖG vor, weil die für den konkreten Betrieb wesentlichen Grundlagen neu geschaffen werden.





2.4 Wechsel des Betriebsinhabers





2.4.1 Pacht eines bestehenden Betriebes


Ist ein Jungunternehmer, der einen bestehenden Betrieb pachtet und somit bestehende betriebliche Strukturen übernimmt, als Neugründer anzusehen?


Die Pacht eines bestehenden Betriebes stellt keine Neugründung dar, weil keine neue betriebliche Struktur geschaffen wird. Dies gilt unabhängig davon, ob beim Verpächter eine Betriebsaufgabe vorliegt oder nicht.





2.4.2 Betriebsübergang und Standortwechsel


Liegt eine Neugründung auch dann vor, wenn ein Betrieb (z.B. Tischlerei) vom Vater an den Sohn übergeht, der Sohn jedoch Anlagen, Maschinen, Lagerbestände und Mitarbeiter an einen neuen Standort transferiert und den Betrieb an diesem neuen Standort weiterführt?





Bei einer Tischlerei stellen Anlagen, Maschinen, Lagerbestände und Mitarbeiter auch ohne das dazugehörige Betriebsgebäude die wesentlichen Betriebsgrundlagen dar. Werden diese Betriebsgrundlagen im Zuge einer Betriebsübergabe an einen anderen Standort transferiert, so handelt es sich dabei lediglich um eine Standortverlegung eines bereits vorhandenen Betriebes und nicht um eine Neugründung.





3. Zeitpunkt der Neugründung 





3.1 Unbefugte Ausübung eines Gewerbes





Wie ist vorzugehen, wenn ein Gewerbe vorerst illegal ohne Berechtigung ausgeübt wird und erst später um die erforderliche Berechtigung angesucht wird?


Zeitpunkt der Neugründung ist jener Kalendermonat, in dem der Betriebsinhaber die für den Betrieb typischen Leistungen am Markt anbietet. Dabei ist es unerheblich, ob das Auftreten am Markt mit oder ohne gewerberechtliche Berechtigung erfolgt. 


Wurde daher dieselbe oder eine vergleichbare Tätigkeit vor der "offiziellen Neueröffnung" bereits ohne Berechtigung in einem vergleichbaren Umfang ausgeübt, liegt keine Neugründung vor, wenn die Tätigkeit nachweislich bereits vor dem 2. Mai 1999 erfolgte. Erfolgte die unbefugte Tätigkeit erstmals nach dem 1. Mai 1999 und wird anschließend die erforderliche Gewerbeberechtigung eingeholt, ist von einer unmittelbaren Veranlassung durch die Neugründung auszugehen, sodass die Befreiungen des NEUFÖG zum Tragen kommen.





3.2 Ruhendmeldung eines Gewerbes


Wie verhält es sich mit Gewerbeanmeldungen, die ab dem ersten Tag der Gewerbeanmeldung als ruhend gemeldet werden? Fallen die Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabgaben im Zusammenhang mit der Gewerbeanmeldung nachträglich unter die Befreiung des NEUFÖG, wenn später das Gewerbe tatsächlich ausgeübt wird?





Die Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG kommt nur dann zum Tragen, wenn die Schriften und Amtshandlungen unmittelbar durch die Neugründung eines Betriebes veranlasst sind. Wird ein Gewerbe ohne Absicht zur tatsächlichen Ausübung angemeldet und daher sofort ruhend gemeldet, so liegt keine Neugründung eines Betriebes vor. Wird das Gewerbe später tatsächlich ausgeübt, dann kommt wegen des bloß mittelbaren Zusammenhanges eine (nachträgliche) Befreiung des § 1 Z 1 NEUFÖG für die Gewerbeanmeldung nicht zur Anwendung. Die spätere tatsächliche Ausübung des Gewerbes stellt aber - bei Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen - eine Neugründung dar, sodass andere Befreiungen des NEUFÖG zum Tragen kommen können (z.B. Befreiung von bestimmten Lohnabgaben gemäß § 1 Z 7 NEUFÖG).


�
�
�



4. Erklärung der Neugründung





4.1 Rückzahlung von Stempelgebühren





Können Stempelgebühren, die ab dem 1. September 1999 im Rahmen einer Neugründung entrichtet wurden, zurückgezahlt werden (z.B. ein Neugründer, der aus Unwissenheit über die Begünstigungen des NEUFÖG die Gebühren entrichtet und erst später aufgeklärt wird und den Vordruck Neufö 1 - Erklärung der Neugründung - vorlegt)?





Gemäß § 4 Z 1 NEUFÖG treten die Wirkungen des § 1 Z 1 bis 6 NEUFÖG nur dann ein, wenn der Betriebsinhaber bei den in Betracht kommenden Behörden den amtlichen Vordruck Neufö 1 (Erklärung der Neugründung) vorlegt. Die Vorlage der Erklärung der Neugründung stellt daher eine materielle Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Begünstigungen dar und muss im Zeitpunkt des Entstehens des Abgabenanspruches gegeben sein. Durch spätere Nachreichung der Erklärung kann dieser Mangel nicht mehr saniert werden.





Anders gelagert ist der Sachverhalt dann, wenn ein Neugründer den amtlichen Vordruck Neufö 1 (Erklärung der Neugründung) bei einer Behörde vorlegt, die Stempelgebühren aber deswegen entrichtet, weil nach Ansicht der Behörde eine Gebührenbefreiung nach dem NEUFÖG nicht vorliegt. In diesem Fall hat die Behörde das Neufö 1 zum Verwaltungsakt zu nehmen und dem Neugründer die Vorlage zu bestätigen. Für den Neugründer besteht dann die Möglichkeit, gemäß § 241 Abs. 2 BAO die Rückzahlung der entrichteten Gebühren zu beantragen und dabei das Vorliegen der Voraussetzungen des NEUFÖG entsprechend zu begründen.





4.2 Amtlicher Vordruck im Original


Ist ein Neugründer verpflichtet, bei jeder Behörde ein Originalformular Neufö 1 mit Original-Stempel und Unterschriften vorzulegen oder genügt eine Kopie des Originals?


Im Hinblick auf die in § 4 NEUFÖG als Voraussetzung für die Befreiungen nach dem NEUFÖG verwendeten Begriffe "erklärt" und "bestätigt", ist davon auszugehen, dass jeder Behörde bzw. Dienststelle jeweils ein Original des amtlichen Vordrucks Neufö 1 vorzulegen ist. 





4.3 Bestätigung der Beratung





4.3.1 Bestätigung der Beratung bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen


Wie hat die gesetzliche Berufsvertretung bzw. die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft vorzugehen, wenn sich im Zuge der Beratung herausstellt, dass die Voraussetzungen nach dem NEUFÖG nicht vorliegen?


Gemäß § 4 Z 3 NEUFÖG muss auf dem amtlichen Vordruck in den Fällen, in denen die Voraussetzungen des § 2 NEUFÖG vorliegen, bestätigt sein, dass die Erklärung der Neugründung unter Inanspruchnahme der Beratung der gesetzlichen Berufsvertretung bzw. der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft erstellt worden ist. Aus dieser Formulierung ist im Umkehrschluss abzuleiten, dass die Bestätigung nur dann erteilt werden darf, wenn auch tatsächlich die im amtlichen Vordruck Neufö 1 zu erklärenden Voraussetzungen erfüllt sind. Stellt sich also im Zuge der Beratung heraus, dass die Voraussetzungen des § 2 NEUFÖG nicht gegeben sind, fehlen die Grundlagen der Beratung, sodass die Bestätigung durch die gesetzliche Berufsvertretung bzw. die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft grundsätzlich zu unterbleiben hat. Im Hinblick auf die Einräumung des Rechtsweges ist aber auch in diesen Fällen auf Verlangen des Unternehmers die Beratung zu bestätigen, wobei die beratende Stelle auf dem amtlichen Vordruck Neufö 1 einen entsprechenden Vermerk anzubringen hat (z.B. "Im Zuge der Beratung wurde darauf hingewiesen, dass die Voraussetzung des § 2 Z 3 NEUFÖG (keine bloße Änderung der Rechtsform in Bezug auf einen bestehenden Betrieb) nicht erfüllt ist").





4.3.2 Beratung eines Vertreters des Betriebsinhabers


Muss die Beratung durch die gesetzliche Berufsvertretung bzw. die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft immer der Betriebsinhaber persönlich in Anspruch nehmen, oder kann sich der Betriebsinhaber für Zwecke der Beratung auch vertreten lassen (z.B. durch einen Wirtschaftstreuhänder)?


Parteien können sich gemäß § 83 Abs. 1 BAO durch eigenberechtigte Personen vertreten lassen. Daher kann sich auch der Betriebsinhaber eines neu gegründeten Betriebes im Zuge der Erstellung (Unterzeichnung) der Erklärung der Neugründung sowie der Beratung vertreten lassen, wobei grundsätzlich Inhalt und Umfang dieser Vertretungsbefugnis aus der Vollmacht hervorgehen müssen.





Bei Rechtsanwälten, Wirtschaftstreuhändern und Notaren ersetzt die Berufung auf die Bevollmächtigung deren urkundlichen Nachweis, sodass es ausreicht, wenn sich diese berufsmäßigen Parteienvertreter mündlich auf eine ihnen erteilte Bevollmächtigung berufen. Die berufsmäßigen Parteienvertreter sind nach Maßgabe der berufsrechtlichen Bestimmungen (z.B. § 94 WTBG) weiters berechtigt, sich ihrer Angestellten als Erfüllungsgehilfen zu bedienen.





Bei amtsbekannten Familienmitgliedern, Haushaltsangehörigen oder Angestellten, die in Vertretung des Betriebsinhabers auftreten, kann von einer ausdrücklichen Vollmacht abgesehen werden. 





Da die Erklärung der Neugründung gemäß § 4 Z 3 NEUFÖG unter Inanspruchnahme der Beratung zu erstellen ist, muss die Person, die die Beratung in Anspruch nimmt, auch die sein, die die Erklärung unterzeichnet.


Bestehen konkrete Zweifel, ob die vertretende Person tatsächlich bevollmächtigt ist, sind entsprechende Ermittlungen vorzunehmen.





4.3.3 Erklärung der Neugründung bei mehreren Betriebsinhabern


Wie ist im Zuge der Beratung vorzugehen, wenn mehrere Personen als Betriebsinhaber eines neu gegründeten Betriebes anzusehen sind (z.B. alle Gesellschafter einer OEG oder OHG)? Ist von der Gesellschaft und von jedem Betriebsinhaber die Erklärung der Neugründung zu erstellen und auch für jeden Betriebsinhaber die Beratung durchzuführen?





Die Befreiungen des NEUFÖG treten nur dann ein, wenn diejenige Person das Vorliegen der Voraussetzungen der Neugründung erklärt, die Abgabenschuldner der jeweiligen Abgaben, Gebühren oder Beiträge ist. Daher ist nicht nur für die Gesellschaft, sondern auch für jeden Betriebsinhaber, der als Abgabenschuldner für sich eine Befreiung nach dem NEUFÖG in Anspruch nehmen will (z.B. Strafregisterbescheinigung für Gesellschafter einer neu gegründeten OHG), die Erklärung der Neugründung zu erstellen und die Beratung durchzuführen. Sofern allerdings die Betriebsinhaber keiner gesetzlichen Berufsvertretung zuzurechnen sind und nur die Befreiung von Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabgaben begehrt wird, kann die Beratung entfallen.





Ist ein Abgabenschuldner nicht als Betriebsinhaber (nicht betrieblich beherrschend) anzusehen, kommen die Befreiungen des NEUFÖG nicht zum Tragen (z.B. Strafregisterauszug oder Gewerbeberechtigung eines nicht beteiligten Geschäftsführers einer GesmbH). Analog dazu muss auch bei Gerichtsgebühren der Zahlungspflichtige (§§ 7 und 25 Gerichtsgebührengesetz) der Betriebsinhaber (Neugründer) sein, damit die Befreiungen des NEUFÖG zur Anwendung kommen.





5. Zuständigkeit


Wer ist in den Finanzlandesdirektionen für Auskünfte zum NEUFÖG zuständig?


In den Finanzlandesdirektionen wurde ein entsprechender Fachbereich "Neugründungs-Förderungsgesetz" eingerichtet, der für Auskünfte zum NEUFÖG zur Verfügung steht:





Finanzlandesdirektion �
Geschäftsabteilung �
Referent/in �
�
Wien, NÖ und Bgld. �
GA 9


GA 15 �
Dr. Hedwig Bavenek-Weber


Mag. Elisabeth Traxler �
�
Oberösterreich �
GA 9 �
Mag. Otto Müller �
�
Kärnten �
GA 7 �
Mag. Gerhard Verderber �
�
Steiermark �
GA 7 �
Dr. Helga Christian �
�
Tirol �
GA 6 �
AD Helmut Raneburger


Dr. Gabriele Welle �
�
Salzburg �
GA 9 �
Dr. Uta Straka �
�
Vorarlberg �
GA 6 �
Dr. Ignaz Arnoldi �
�












